
STEUERREFORM

„GEMEINNÜTZIGKEIT 
ENTSCHEIDET ÜBER 

STEUERSATZ
Nicht mehr jedermann kann den begünstigten Umsatzsteuersatz von zehn  

Prozent in Anspruch nehmen: Mit dem Steuerreformgesetz wird er ab 1. Jänner 

2016 für Umsätze von Kindergärten, Jugendheimen, Theater, Museen auf  

13 Prozent angehoben, wenn diese „nicht gemeinnützig“ sind. 
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Voraussetzungen für die Zuerkennung der 

Gemeinnützigkeit: Die BAO normiert in den 

§§ 34 ff die Voraussetzungen, wann von Betäti-

gungen für gemeinnützige Zwecke ausgegangen 

werden kann. Der Kreis der gemeinnützigen 

Zwecke erstreckt sich dabei unter anderem auf 

Leistungen der Kinder-, Jugend- und Familien-

fürsorge, auf die Erziehung, auf den Körpersport, 

auf die Schulbildung oder auf die Förderung der 

Kunst und Wissenschaft. Als gemeinnützige BgA 

kommen somit unter anderem Kindergärten, 

Altersheime oder Museen in Betracht.

Erst bei Erfüllung der folgenden fünf Voraus-

setzungen liegt im Sinne der BAO die geforderte 

ausschließliche Förderung vor:

1. Der BgA darf, abgesehen von völlig unterge-

ordneten Nebenzecken, keine anderen als 

gemeinnützige Zwecke verfolgen.

2. Der BgA darf nicht nach Gewinn streben.

3. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden 

TEXT / Dietmar Pilz

M it dem Steuerreformgesetz 2015/16 

(BGBl. I Nr. 118/2015) wird ab 1. 

Jänner 2016 der begünstigte Steu-

ersatz für kommunale Leistungen 

durch Betriebe gewerblicher Art 

wie Kindergärten, Museen, Schwimmbäder etc. 

von zehn auf 13 Prozent angehoben. Wenn diese 

Leistungen die Voraussetzungen für die Ge-

meinnützigkeit im Sinne der Bestimmungen der 

§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung (BAO) 

erfüllen, kann der Umsatzsteuersatz von zehn 

Prozent beibehalten werden, sofern die Gemein-

de überhaupt zur Steuerpflicht für den Kinder-

garten optiert hat.

Ein Blick zurück: Mit Beitritt Österreichs zur 

Europäischen Union (1. Jänner 1995) war eine 

Anpassung des nationalen Umsatzsteuerrechts 

an die 6. Mehrwertsteuerrichtlinie der EU 

erforderlich, die unter anderem eine Umsatz-

steuerbefreiung für Kindergärten, Jugendheime, 

Theater, Museen und ähnliches vorsieht. Dabei 

sind die Einnahmen nicht der Umsatzsteuer zu 

unterwerfen - bei gleichzeitigem Vorsteuerab-

zugsverbot. Mittels Optionsrecht kann die Ge-

meinde gestützt auf die Begleitmaßnahmen zum 

Umsatzsteuergesetz (UStG) 1994 (Artikel XIV 

– BGBl. I Nr. 21/1995) aber seit 1. Jänner 1995 zur 

Steuerpflicht optieren. Die Einnahmen unterlie-

gen diesfalls dem begünstigten Steuersatz von 

zehn Prozent, im Gegenzug sind die anfallenden 

Vorsteuern abzugsfähig.

Mit dem Steuerreformgesetz 2015/2016 wird 

der begünstigte Steuersatz von zehn Prozent aber 

ab 1. Jänner 2016 unter anderem für Umsätze 

von Kindergärten, Jugendheimen, Theater, Mu-

seen und ähnliches auf 13 Prozent angehoben. 

Dieser Steuersatz ist auf all jene Umsätze von 

Betrieben gewerblicher Art (BgA) anzuwenden, 

die zur Steuerpflicht gemäß den angeführten 

Begleitmaßnahmen zum Umsatzsteuergesetz 

(UStG 1994) optiert haben (Achtung: Wurde 

beziehungsweise wird einmal zur Steuerpflicht 

optiert, ist ein „Rückoptieren“ zur Steuerbefrei-

ung nicht zulässig).

Wird nun von einer Gemeinde zum Beispiel 

ein Kindergarten, ein Jugendheim, ein Theater 

oder ein Museum gemeinnützig im Sinne der  

§§ 34 ff BAO geführt, dann unterliegen die Um-

sätze dieser Betriebe gewerblicher Art weiterhin 

dem begünstigten Umsatzsteuersatz von zehn 

Prozent.

§ 34
Bundesabgaben-
ordnung (BAO)

§ 34. (1) Die Begüns-
tigungen, die bei 
Betätigung für gemein-
nützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke auf 
abgabenrechtlichem 
Gebiet in einzelnen 
Abgabenvorschriften 
gewährt werden, sind 
an die Voraussetzun-
gen geknüpft, daß die 
Körperschaft, Personen-
vereinigung oder Ver-
mögensmasse, der die 
Begünstigung zukom-
men soll, nach Gesetz, 
Satzung, Stiftungsbrief 
oder ihrer sonstigen 
Rechtsgrundlage und 
nach ihrer tatsächlichen 
Geschäftsführung aus-
schließlich und unmit-
telbar der Förderung 
der genannten Zwecke 
dient. Auf Verlangen 
der Abgabenbehörde 
haben Körperschaften, 
Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, 
die im Inland weder 
ihren Sitz noch ihre 
Geschäftsleitung (§ 27) 
haben, nachzuweisen, 
daß sie die Voraus-
setzungen des ersten 
Satzes erfüllen.

(2) Die in den §§ 35 bis 
47 für Körperschaften 
getroffenen Anordnun-
gen gelten auch für 
Personenvereinigungen, 
Vermögensmassen und 
für Betriebe gewerb-
licher Art von Körper-
schaften des öffentli-
chen Rechtes.

Es ist davon auszugehen, dass die Gemeindekinder-

gärten die Voraussetzungen für die Gemeinnützigkeit 

ohnehin erfüllt haben und nunmehr nur der Mangel 

der fehlenden Satzungen nachgeholt wird.
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oder bei Auflösung oder Aufhebung des BgA 

nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalantei-

le zurückerhalten.

4. Der BgA darf keine Person durch Verwal-

tungsausgaben, die dem Zweck des BgA 

fremd sind, oder durch unterverhältnismäßig 

hohe Vergütungen begünstigen.

5. Bei Auflösung des BgA oder Wegfall des bishe-

rigen begünstigten Zwecks darf das Vermö-

gen nur für begünstigte Zwecke verwendet 

werden.

Erfahrungsgemäß erfüllen die von den 

Gemeinden unterhaltenen Kindergärten die 

geforderten Kriterien für die Gemeinnützigkeit, 

mit Ausnahme von den verfahrensrechtlich 

zwingend vorgeschriebenen Satzungen, die alle 

diese Merkmale zu enthalten haben.

Dieser „Mangel“ kann in Form eines Orga-

nisationsstatuts für den „Kindergarten BgA“ 

mittels eines vor dem 1. Jänner 2016 gefassten 

Gemeinderatsbeschlusses behoben werden. Der 

Österreichische Gemeindebund hat die neben-

stehenden Musterstatuten durch das Bundesmi-

Organisationsstatut des Betriebes  

gewerblicher Art „Kindergarten“

§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsbereich
Die Gemeinde XXXX unterhält einen „Kindergarten“.  

Er hat seinen Sitz in XXXX. 

§ 2 Zweck
Der Kindergarten, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet  

ist, bezweckt die Kinderfürsorge.

§ 3 Mittel zur Erreichung des Zwecks
Der Zweck soll durch ideelle und materielle Mittel erreicht werden.

Als ideelle Mittel dienen die Förderung, Betreuung und Erziehung von 

Kindern bis zum schulpflichtigen Alter durch den Betrieb  

eines Kindergartens.

Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch 

die erhaltenen Förderungen vom Land, Elternbeiträge, von Mitteln aus 

dem Budget der Gemeinde, Kapitalerträge und sonstige Einnahmen. 

§ 4 Organe 
Organe des „Kindergartens“ sind der Gemeinderat, der Gemeinde-

vorstand, der Bürgermeister und der Gemeindekassier im Sinne der 

Gemeindeordnung. Die Bestimmungen der Gemeindeordnung sind 

auch im Hinblick auf Vertretung nach Außen und allen übrigen orga-

nisatorischen Aspekte anzuwenden.

§ 5 Auflösung des Kindergartens
Bei Auflösung des „Kindergartens“ oder bei Wegfall des bisherigen 

begünstigten Zwecks ist das verbleibende Vermögen für  

gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der  

§§ 34ff BAO zu verwenden. 

MUSTERSTATUT

FINANZEN

ES EMPFIEHLT SICH,  
IM EINZELFALL ZU  
PRÜFEN, OB DER  
KINDERGARTEN DER  
GEMEINDE ODER DAS 
VON DER GEMEINDE  
GEFÜHRTE MUSEUM DIE 
GEMEINNÜTZIGKEITSVO-
RAUSSETZUNGEN  
ERFÜLLT.“
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PROF. DIETMAR PILZ IST FINANZEXPERTE DES ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUNDES
 office@ gemeindebund.gv.at

In fast allen Gemeinden Österreichs gibt es Museen, sie bewahren nicht zuletzt die kulturelle Identität Österreichs.

nisterium für Finanzen überprüfen lassen. Das 

Finanzministerium hat bestätigt, dass diese 

den Anforderungen der §§ 34 ff BAO entspre-

chen.

Trotzdem empfiehlt es sich, jeweils im 

Einzelfall zu prüfen, ob der Kindergarten der 

Gemeinde oder das von der Gemeinde geführte 

Museum die Gemeinnützigkeitsvoraussetzun-

gen, unabhängig von den noch zu beschlie-

ßenden Satzungen, auch bisher tatsächlich 

erfüllt hat.

Wird ein Kindergarten von einer Gemeinde 

zur Betreibung an einen Dritten verpachtet, 

so ergeben sich durch das Steuerreformgesetz 

2015/2016 keine Änderungen. Der Steuersatz 

für das Pachtentgelt beträgt weiterhin 20 Pro-

zent, sofern die Umsätze aus der Verpachtung 

des Kindergartens den Jahresbetrag von 2900 

Euro netto übersteigen.

Beachte: Grundsätzlich sind bei Übergang von 

der unbeschränkten Steuerpflicht des BgA zur 

Befreiung von der Körperschaftsteuer für den 

BgA die stillen Reserven für das Betriebsvermö-

gen (dazu zählt auch das Gebäude) aufzulösen 

(§ 18 Abs. 1 KStG). Es ist aber davon auszugehen, 

dass die Gemeindekindergärten die Vorausset-

zungen für die Gemeinnützigkeit ohnehin erfüllt 

haben und nunmehr nur der Mangel der fehlen-

den Satzungen nachgeholt wird. 

Der Österreichische Gemeindebund hat zuletzt 

eine diesbezügliche Anfrage an das Bundesminis-

terium für Finanzen gerichtet. KOMMUNAL wird 

über das Thema in seiner Dezember-Ausgabe 

weiter berichten. 
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